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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen 

und Flüchtlinge 
(22. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll vom 31. Januar 1967 über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge 

— Drucksache V/3460 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hofmann (Kronach) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 194. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 13. November 1968 dem 
Ausschuß für Angelegenheiten der Heimatvertrie- 
benen und Flüchtlinge federführend und dem Innen- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Aus- 
schuß für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen 
und Flüchtlinge hat die Vorlage in seiner Sitzung 
vom 27. Februar 1969 abschließend behandelt. 

Durch das von den zuständigen Organen der Ver- 
einten Nationen zur Unterzeichnung aufgelegte Pro- 
tokoll vom 31. Januar 1967 über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge soll der Personenkreis erweitert 
werden, der von der Genfer Flüchtlingskonvention 
vom 28. Juli 1951 erfaßt wird. In den Schutz dieser 
Konvention waren bisher nur diejenigen Flüchtlinge 
einbezogen, die aus ihrer Heimat infolge von Ereig- 
nissen geflohen sind, die vor dem 1. Januar 1951 
eingetreten sind. Dieser Stichtag wird in Zukunft 
entfallen. Künftig wird es ferner gleichgültig sein, 
ob diese Ereignisse, die zur Flucht geführt haben, 
in Europa oder außerhalb Europas eingetreten sind. 

Für die im Bundesgebiet ansässigen ausländischen 
politischen Flüchtlinge haben die Konvention und 
auch das Protokoll nur beschränkte praktische Be- 
deutung. Die Bundesrepublik Deutschland hat die- 
sem Personenkreis, soweit er den Aufenthaltsstich- 
tag des 30. Juni 1950 und die Voraussetzung der 
Betreuung durch die IRO erfüllt, durch das Gesetz 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet einen Rechtsstatus zugebilligt, der ihn 
den deutschen Staatsangehörigen weitgehend an- 


nähert und der weit über die Forderungen der Gen- 
fer Flüchtlingskonvention hinausgeht. Für andere 
und spätere ausländische politische Flüchtlinge ist 
bereits durch § 44 Abs. 2 des Ausländergesetzes 
die Genfer Flüchtlingskonvention für anwendbar 
erklärt worden, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
sie aus einem europäischen oder einem außereuro- 
päischen Land kommen und ohne Rücksicht auf 
einen Stichtag. Durch die Ratifizierung des Proto- 
kolls vom 31. Januar 1967 wird daher nur eine im 
Bundesgebiet seit langem bestehende Rechtslage 
bestätigt. 

Dem Ausschuß ist in Zusammenhang mit der Bera- 
tung dieser Vorlage eine Eingabe des Vertreters des 
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Natio- 
nen in Deutschland zugegangen, die Probleme der 
Einbürgerung ausländischer politischer Flüchtlinge 
zum Gegenstand hat. Bei den Beratungen wurde 
festgestellt, daß z. B. 1963 nur 1430 Personen, im 
Jahre 1964 1075 Personen und im Jahre 1965 1454 
Personen eingebürgert worden sind. Die Zahl der 
Einbürgerung ist gemessen an der Gesamtzahl der 
ausländischen politischen Flüchtlinge im Bundesge- 
biet — mehr als 180 000 Personen — verhältnis- 
mäßig gering, besonders wenn berücksichtigt wird, 
daß zahlreiche Flüchtlinge mit deutschen Frauen ver- 
heiratet sind und Kinder haben, die ebenfalls nicht 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Dies ist 
nach Ansicht des Ausschusses auf eine restriktive 
Verwaltungspraxis bei Einbürgerungen zurückzu- 
führen, die nicht immer der besonderen Lage der 
ausländischen politischen Flüchtlinge und deren 
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Kinder, die im deutschen Kulturbereich aufwachsen, 
gerecht wird. 

Nach Auffassung des Ausschusses bedürfen die 
vom Bundesinnenministerium erlassenen Richtlinien 
für die Behandlung von Einbürgerungsanträgen in 
bezug auf ausländische politische Flüchtlinge unter 
folgenden Gesichtspunkten einer Überprüfung: 

1. Von dem Antragsteller kann keinesfalls ver- 
langt werden, sein Volkstum aufzugeben oder 
auf eine Betätigung in kulturellen Vereinigun- 
gen politischer Flüchtlinge zu verzichten. 

2. Der Antragsteller sollte nicht gezwungen wer- 
den, sich an die Behörden seines Heimatstaates 
zu wenden, um Personenstandsurkunden oder 
Nachweise über die Entlassung aus seiner bis- 
herigen Staatsangehörigkeit vorlegen zu können. 

3. Die Einbürgerungsgebühren sollten den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen des Antragstellers an- 
gepaßt und im Bundesgebiet vereinheitlicht wer- 
den. 

4. Bei Kindern, die hier geboren und im deutschen 
Sprachbereich aufgewachsen sind, sollte die Ein- 
bürgerung ohne weiteres gewährt werden. 


5. In Artikel 34 der Genfer Flüchtlingskonvention 
hat die Bundesrepublik Deutschland die Ver- 
pflichtung übernommen, die Einbürgerung soweit 
wie möglich zu erleichtern. Sollte dennoch im 
Einzelfall eine Einbürgerung abgelehnt werden, 
so müßte der ablehnende Bescheid auch begrün- 
det werden. 

Der Vertreter des Bundesinnenministeriums hat 
verbindlich zugesagt, daß die Einbürgerungsricht- 
linien nach Maßgabe der bisherigen Erfahrungen im 
Laufe dieses Jahres überprüft werden und daß vor 
allem ein besonderer Abschnitt über die Einbürge- 
rung ausländischer politischer Flüchtlinge eingefügt 
wird. Der Ausschuß unterstellt dabei, daß die ge- 
plante Neufassung im engsten Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte erarbeitet wird, damit 
der besonderen Lage ausländischer politischer 
Flüchtlinge ausreichend Rechnung getragen wird. 
Bei dieser Sachlage kann darauf verzichtet werden, 
einen besonderen Termin für einen Bericht festzu- 
setzen. 

Im übrigen hat der Ausschuß die Vorlage in Über- 
einstimmung mit dem mitberatenden Innenausschuß 
j einmütig gebilligt. 


Bonn, den 19. März 1969 


Hofmann (Kronach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3460 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 19. März 1969 


Ausschuß für Angelegenheiten 
der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge 


Rehs 

Vorsitzender 


Hofmann (Kronach) 

Berichterstatter 



